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einer Richtlinie des Rates über Abfälle aus der Titandioxyd-Produktion 
— Drucksache 7/3964 — 


A. Problem 

Die Beseitigung der Abfälle der Titandioxyd-Industrie erfor- 
dert gemeinsame Vorschriften in den Mitgliedstaaten. 


B. Lösung 

— Harmonisierung von Vorschriften zur Überwachung der Be- 
seitigung entsprechender Abfälle; dadurch wird das Einbrin- 
gen der Titandioxyd-Abfälle in Flüsse, Seen und das Meer 
nach einheitlichen Gesichtspunkten überwacht und geeig- 
neten Anforderungen unterworfen, 

— stufenweise Unterbindung der Einbringung in das Meer, 

— Verpflichtung zur Aufbereitung der Titandioxyd- Abfälle. 


C. Alternativen 

Beschränkung auf die Harmonisierung von Vorschriften zur 
Überwachung der Beseitigung der Titandioxyd- Abfälle. 

D. Kosten 

öffentliche Haushalte werden durch die Richtlinie nicht belastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Schäfer (Appenweier) und Volmer 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde von der Bundesregierung mit 
Datum vom 6. August 1975 dem Deutschen Bundes- 
tag zur Unterrichtung zugeleitet und dem Innenaus- 
schuß in der 184. Sitzung am 17. September 1975 
federführend und dem Ausschuß für Wirtschaft mit- 
beratend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratung in der 
Sitzung am 11. Februar 1976 abgeschlossen. Der 
Ausschuß für Wirtschaft hat den Vorschlag der Kom- 
mission in seiner Sitzung am 18. September 1975 
zur Kenntnis genommen. 

Der Vorschlag der Kommission hat eine einheit- 
liche Regelung der Beseitigung von Abfällen aus der 
Titandioxyd-Produktion innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften zum Ziel. 

Der Innenausschuß befürwortet eine Richtlinie des 
Rates über die Beseitigung von Abfällen aus der 
Titandioxyd-Produktion, soweit diese eine Harmoni- 
sierung von Vorschriften zur Überwachung der Be- 
seitigung entsprechender Abfälle beinhaltet. Er be- 
grüßt insbesondere, daß dadurch das Einbringen der 
Titandioxyd- Abfälle in Flüsse, Seen und das Meer 
nach einheitlichen Gesichtspunkten überwacht und 
geeigneten Anforderungen unterworfen werden soll. 

Dagegen vermag der Innenausschuß denjenigen 
Vorschriften des Richtlinienentwurfs nicht zuzustim- 
men, die eine stufenweise Unterbindung der Ein- 
bringung in das Meer vorsehen. Die Abfälle der 
deutschen Titandioxyd-Industrie werden nahezu 
ausschließlich mit Schiffen in die Nordsee verbracht. 
Für Abfälle aus dem norddeutschen Raum ist vom 
Deutschen Hydrographischen Institut, Hamburg, ein 
Einbringungsgebiet nordwestlich von Helgoland aus- 
gewiesen worden. Abfälle aus dem Einzugsbereich 
des Rheins werden mit Genehmigung der zustän- 
digen niederländischen Behörde in ein Einbringungs- 


gebiet nördlich von Rotterdam eingeleitet. Das 
Deutsche Hydrographische Institut überwacht in Zu- 
sammenarbeit mit anderen einschlägigen Instituten 
in turnusmäßigen Untersuchungen die Auswirkun- 
gen im Meer und die Einhaltung der Einbringungs- 
auflagen. Das Institut weist nachdrücklich darauf 
hin, daß es nach mehr als sechsjähriger Unter- 
suchungspraxis keine Veranlassung sieht, das von 
der Bundesrepublik Deutschland praktizierte Ver- 
fahren zu ändern, da 

— Fauna und Flora im Einbringungsgebiet und des- 
sen Umgebung nicht geschädigt werden, 

— ein nennenswerter Anstieg der Belastung des 
Meerwassers mit Schadstoffen über natürliche 
Werte hinaus nicht feststellbar ist. 

Diese Ergebnisse stimmen weitgehend mit den in 
den Einbringungsgebieten England und der USA 
durchgeführten Ermittlungen überein. 

Der Innenausschuß ist auch der Auffassung, daß 
durch die gesetzliche Verpflichtung zur Aufberei- 
tung der Abfälle, wie sie in dem Richtlinienentwurf 
vorgesehen ist, schwerwiegende andere Probleme, 
insbesondere für die Luftreinhaltung, zu erwarten 
sind. Außerdem würden diese Maßnahmen zu einem 
erheblichen Energiemehraufwand und zu schweren 
finanziellen Belastungen der deutschen Betriebe 
führen, die in keinem Verhältnis zum beabsichtig- 
ten Effekt der Umweltentlastung stünden. 

Der Innenausschuß geht daher von der Erwartung 
aus, daß sich die Richtlinie auf die Harmonisierung 
von Vorschriften zur Überwachung der Beseitigung 
der Titandioxyd-Abfälle beschränken wird. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird auf die Be- 
gründung des Vorschlags der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften — - Drucksache 7/3964 — 
verwiesen. 


Bonn, den 18. Februar 1976 


Schäfer (Appenweier) Volmer 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften — Druck- 
sache 7/3964 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den weiteren Verhandlungen auf eine 
den deutschen Vorstellungen entsprechende Fassung hinzuwirken. 

Bonn, den 18. Februar 1976 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Schäfer (Appenweier) Volmer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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